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Antwort 
 
der Landesregierung 
 
auf die Kleine Anfrage 8116 vom 26. Mai 2026 
des Abgeordneten Dietmar Brockes   FDP 
Drucksache 18/19594 
 
 
Umsetzungschaos bei der EU-Methanverordnung – Wann schafft die Landesregierung 
Klarheit für Unternehmen? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Die Verordnung (EU) 2024/1787 zur Verringerung der Methanemissionen im Energiesektor ist 
seit dem 4. August 2024 in Kraft. Sie verpflichtet Unternehmen insbesondere aus den Berei-
chen Öl, Gas und Kohle unter anderem zu Erfassung und Berichterstattung über ihre Metha-
nemissionen sowie zur Erkennung und Behebung von Methanleckagen. Damit gehen zusätz-
liche Dokumentations-, Berichts- und Nachweispflichten für betroffene Unternehmen einher. 
Solche Vorgaben führen regelmäßig zu zusätzlichem Verwaltungsaufwand, steigenden Kos-
ten und weiterem Bürokratieaufbau – sowohl auf Seiten der Wirtschaft als auch bei den zu-
ständigen Behörden. 
 
Aktueller Berichterstattung zufolge haben bislang erst sechs Bundesländer Kontrollbehörden 
für Methanberichte benannt. Nordrhein-Westfalen gehört demnach nicht dazu. Zugleich ver-
weisen die Länder auf fehlende bundesrechtliche Vorgaben, während der Bund die Zustän-
digkeit für die Berichterstattung grundsätzlich bei den Ländern sieht. Aus dem Ministerium für 
Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie des Landes Nordrhein-Westfalen heißt es laut 
Berichterstattung, die Landesebene könne wegen bislang nicht bundesrechtlich konkretisierter 
Zuständigkeits- und Umsetzungsfragen noch keine zuständigen Behörden festlegen und Auf-
gaben zuweisen. 
 
Diese Situation ist für Nordrhein-Westfalen in mehrfacher Hinsicht bemerkenswert. Die Lan-
desregierung erhebt im Bereich Klimaschutz regelmäßig einen besonders hohen politischen 
Anspruch. Im Koalitionsvertrag von CDU und Grünen heißt es unter anderem, Nordrhein-
Westfalen solle zur ersten klimaneutralen Industrieregion Europas werden. Gerade vor diesem 
Hintergrund stellt sich die Frage, weshalb die Landesregierung bei der Umsetzung einer kli-
mapolitisch begründeten EU-Verordnung bislang keine ausreichende Klarheit geschaffen hat. 
 
Für betroffene Unternehmen in Nordrhein-Westfalen entsteht dadurch erhebliche Unsicher-
heit. Sie sollen europarechtliche Berichtspflichten erfüllen, haben aber offenbar keine abschlie-
ßend geklärten Ansprechpartner, Zuständigkeiten und Prüfmaßstäbe auf Landesebene. Eine 
ohnehin bürokratische und kostenintensive EU-Verordnung wird dadurch zusätzlich unüber-
sichtlich. Gleichzeitig bleibt offen, ob die Untätigkeit der Landesregierung allein auf ungeklärte 
Zuständigkeitsfragen zwischen Bund und Ländern zurückzuführen ist oder ob die 
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Landesregierung selbst Zweifel an Notwendigkeit, Verhältnismäßigkeit und Bürokratieaufwand 
der Verordnung hat. 
 
 
Die Ministerin für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie hat die Kleine Anfrage 
8116 mit Schreiben vom 29. Juni 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit 
dem Minister der Finanzen, dem Minister des Innern, der Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Digitalisierung, dem Minister für Umwelt, Naturschutz und Verkehr sowie dem  
Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten, Internationales sowie Medien und Chef der 
Staatskanzlei beantwortet. 
 
 
Vorbemerkung der Landesregierung  
 
Die Landesregierung setzt europäische Rechtsvorschriften, wie für den hier sektorenübergrei-
fenden Bereich Klimaschutz und Energie, um. Die Verordnung (EU) 2024/1787 zur Reduzie-
rung von Methanemissionen zielt auf die Messung, Überwachung, Meldung und Minderung 
von Methanemissionen im Energie- und Rohstoffsektor ab. Sie enthält sowohl für Betreiber 
der Öl- und Gasindustrie, dem Kohlesektor sowie Importeuren fossiler Energieträger als auch 
für Behörden umfangreiche Überwachungs-, Prüf-, Dokumentations- und Berichtspflichten so-
wie technische Anforderungen an die Bewertung und Nachvollziehbarkeit von Emissionsda-
ten. Die Umsetzung der Verordnung liegt in der Zuständigkeit von Bundes- und Landesbehör-
den. 
 
 
1. Warum hat Nordrhein-Westfalen bislang keine Kontrollbehörde für Methanbe-

richte nach der EU-Methanverordnung benannt? 
 
Zurückzuführen ist dies auf die derzeit nicht abgeschlossene bundesrechtliche Konkretisie-
rung der Aufgabenaufteilung zwischen Bund und Ländern zur Umsetzung der Europäischen 
Methanverordnung. Eine offizielle Festlegung der zuständigen Landesbehörden hängt von der 
Zuweisung der entsprechenden Aufgaben durch den Bund ab und ist zugleich Grundlage für 
die Vollzugsfähigkeit der Verordnung durch die Bundesländer. In der Verordnung ist u. a. der 
Erlass von Durchführungsrechtsakten der Europäischen Kommission insbesondere zur Fest-
legung von Messanforderungen und -techniken sowie der Erlass delegierter Rechtsakte zur 
Ergänzung der Verordnung angekündigt. Diese Rechtsakte liegen bisher nicht vor. Innerhalb 
der Bundesregierung ist das Bundesministerium für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und 
nukleare Sicherheit zuständig für ein Durchführungsgesetz. 
 
 
2. Welche Ressorts, Behörden oder sonstigen Stellen der Landesregierung sind der-

zeit mit der Umsetzung der EU-Methanverordnung in Nordrhein-Westfalen be-
fasst? 

 
Die zur Umsetzung erforderlichen Verwaltungsstrukturen werden derzeit in Nordrhein-Westfa-
len auf Basis eines vorläufigen Standes vorbereitet. Ohne die explizite Aufgabenzuweisung an 
die Landesbehörden zu kennen, geht die Landesregierung zum jetzigen Zeitpunkt von einer 
Zuständigkeit der nachfolgenden Ressorts und behördlichen Stellen aus: Ministerium für Wirt-
schaft, Industrie, Klimaschutz und Energie; Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr; 
Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung und dem Ministerium des Inne-
ren. 
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3. Welche Auffassungsunterschiede bestehen zwischen den in Frage 2 genannten 
Akteuren hinsichtlich Zuständigkeit, Vollzug, Aufgabenverteilung und bürokrati-
schem Aufwand? 

 
Zum jetzigen Zeitpunkt des Verfahrenstands lassen sich mögliche Auffassungsunterschiede, 
aufgrund der fehlenden nationalen Rechtgrundlage und bislang nicht abschließend erfolgter 
Aufteilung behördlicher Aufgaben zwischen Bund und Ländern, die den Ausgangspunkt für 
mögliche Auffassungsunterschiede darstellt, nicht benennen. 
 
 
4. Bis wann wird die Landesregierung verbindlich festlegen, welche Behörde in 

Nordrhein-Westfalen für Entgegennahme, Prüfung, Kontrolle und Durchsetzung 
der Methanberichte zuständig ist? 

 
Die verbindliche Festlegung der zuständigen Behörden für die Methanberichte hängt von der 
ausstehenden Aufgabenverteilung zwischen Bund und Ländern sowie den fehlenden bundes-
rechtlichen Regelungen zur Durchführung der Europäischen Methanverordnung ab. 
 
Gegenwärtig erfolgt die Übermittlung der Emissionsberichte an das Umweltbundesamt. Die 
Berichte werden vom Umweltbundesamt an die Europäische Kommission zum Einpflegen in 
die Transparenzdatenbank versandt. Die inhaltliche Prüfung ist ab dem Berichtsjahr 2027 er-
forderlich. Aus Sicht der Landesregierung sollte die nationale Berichterstattung gegenüber der 
Europäischen Kommission auch zukünftig in der Zuständigkeit einer Bundesbehörde wie dem 
Umweltbundesamt verbleiben. 
 
 
5. Hat die Landesregierung bislang von einer Benennung einer Kontrollbehörde ab-

gesehen, weil sie selbst Zweifel an Notwendigkeit, Verhältnismäßigkeit oder prak-
tischer Umsetzbarkeit der EU-Methanverordnung hegt? 

 
Seit Inkrafttreten der Europäischen Methanverordnung wirkt Nordrhein-Westfalen in unter-
schiedlichen Gesprächsformaten mit den zuständigen Bundesressorts auf eine zügige Koor-
dinierung des Umsetzungsprozesses durch den Bund in Abstimmung mit den Ländern hin.  
 
Gleichwohl weist die Landesregierung darauf hin, dass dem im Energiesektor verbleibenden, 
technisch und wirtschaftlich nur eingeschränkt erschließbaren Potenzial zur weiteren Minde-
rung von Methanemissionen im Bereich der Bereitstellung fossiler Energieträger (Öl, Gas, 
Kohlebergbau) erhebliche Aufwendungen für Messung, Überwachung, Dokumentation und 
Berichterstattung gegenüberstehen. Daher hat Nordrhein-Westfalen gemeinsam mit weiteren 
Bundesländern sowohl auf Bundesebene als auch bei der Europäischen Kommission um Prü-
fung und entsprechende Überarbeitung der Europäischen Methanverordnung gebeten, um 
insbesondere die Mess-, Berichts-, Prüf- und Dokumentationspflichten auf das tatsächlich für 
eine relevante Minderung der Emissionen und die Nachvollziehbarkeit des Minderungserfolgs 
erforderliche Maß zu reduzieren und damit zu vereinfachen. 

 


